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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 ein Postulat Feri
(sp, AG) für eine Evaluation des Bundesgesetzes über Kindesentführungen. Der
Bundesrat soll in einem Bericht beleuchten, wie die Bundesbehörden internationale
Kindesentführungsfälle im Zusammenhang mit dem Haager
Kindesentführungsübereinkommen bearbeiten. Dabei soll untersucht werden, ob sie
alle Möglichkeiten ausschöpfen, um die Interessen der entführten Kinder
wahrzunehmen. 1

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
KARIN FRICK

Mittels einer Motion forderte Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG), dass alle Formen der
sexuellen Belästigung von Kindern – insbesondere auch schriftlich und im Internet –
vom Strafgesetz erfasst werden. Wenn das Opfer unter 16 Jahre alt ist, soll die Tat
zudem neu von Amtes wegen und nicht mehr nur auf Antrag verfolgt werden.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter wies darauf hin, dass eine Revision des entsprechenden
Artikels 198 StGB mit der Revision des Sexualstrafrechts im Parlament hängig sei und bat
um Ablehnung der Motion. Mit einer knappen Mehrheit aus Mitgliedern der SP-, Mitte-
und Grünen-Fraktion von 93 zu 89 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nahm der Nationalrat
die Motion im März 2022 dennoch an. 2

MOTION
DATUM: 16.03.2022
KARIN FRICK

Kriminalität

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) eine nationale Social-Media-
Kampagne gegen Mobbing und Cybermobbing bei Kindern und Jugendlichen
lancieren. Täterinnen und Täter sowie Zuschauende könnten so gezielt und
kostengünstig für die Thematik sensibilisiert und auf mögliche strafrechtliche Folgen
hingewiesen werden, argumentierte die Motionärin. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion, weil er das Problem als wichtig erachte und das Anliegen ohne
Zusatzaufwand im Rahmen der bestehenden Plattform «Jugend und Medien»
umgesetzt werden könne. Namens der SVP-Fraktion bekämpfte Andreas Glarner (svp,
AG) den Vorstoss, einerseits weil er dem Bundesrat nicht traute, dass die Kampagne
keine zusätzlichen Stellen und Kosten generiere, und andererseits, weil er die
Sensibilisierung für Mobbing nicht als Aufgabe von «Väterchen Staat» sah. Ob der Staat
auch bald die Präventionskampagnen «Herdplatten können heiss sein» und «Mit Velos
kann man umfallen» starte, fragte er rhetorisch. So geschlossen die SVP- und die FDP-
Fraktionen die Motion ablehnten, so einhellig stimmten ihr die übrigen Fraktionen
indes zu: Mit 101 zu 76 Stimmen bei 3 Enthaltungen nahm der Nationalrat den Vorstoss
in der Sondersession 2020 an. 3

MOTION
DATUM: 29.10.2020
KARIN FRICK

Mittels Postulat forderte SP-Nationalrätin Yvonne Feri (AG) vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts zur Frage, was das Fedpol gegen die sexuelle Gewalt an
Kindern im Internet unternimmt. Konkret sollen der Umgang mit Verdachtsfällen aus
dem In- und Ausland, eine nationale Online-Meldestelle sowie die notwendigen Mittel
und Massnahmen zur Wahrnehmung und Bekämpfung von Pädokriminalität geprüft
werden. Ihren Vorstoss begründete die Postulantin einerseits mit der steigenden Zahl
der sexuellen Belästigungen an Kindern im Internet und andererseits mit dem Scheitern
einer wirksamen Bekämpfung der Cyberpädokriminalität in der Schweiz. Letzteres sei
darauf zurückzuführen, dass die dazu notwendigen personellen und technischen
Ressourcen auf Bundes- und Kantonsebene knapp seien und sich die Gesetzgebung auf
Kantonsgebiete beschränke, obschon das Internet keine geografischen Grenzen kenne.
Da viele Verdachtsfälle aus dem Ausland kämen, triagiert und den jeweiligen Kantonen
zugewiesen werden müssten, komme dem Fedpol als Schnittstelle zwischen dem
Ausland und den Kantonen eine wichtige Rolle zur Bekämpfung der
Cyberpädokriminalität zu. Die Stärkung des Fedpol in dieser Rolle sei somit notwendig. 
Wie Justizministerin Karin Keller-Sutter im Ratsplenum erklärte, liege die
Strafverfolgung von Pädokriminalität in der Zuständigkeit der Kantone. Das Fedpol
nehme als Zentralstelle nur die Rolle des Koordinators ein und verfolge Verdachtsfälle

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID
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seit Beginn des Jahres nicht mehr selbst. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die
bestehende Rollen- und Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eine wirksame
Bekämpfung der Cyberpädokriminalität auf nationaler und internationaler Ebene
gewährleisten könne und beantragte deshalb die Ablehnung des Postulats. In der
Herbstsession 2021 hiess der Nationalrat das Postulat entgegen dem Antrag des
Bundesrats mit 127 zu 62 Stimmen gut. 4

In der Herbstsession 2021 überwies der Ständerat stillschweigend die Motion Feri (sp,
AG) für eine Social-Media-Kampagne gegen Mobbing und Cybermobbing bei Kindern
und Jugendlichen. Als Sprecherin der WBK-SR wies Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU) im Ratsplenum darauf hin, dass eine Social-Media-Kampagne eine gezielte
und kostengünstige Massnahme sei, um den Handlungsbedarf bei der Sensibilisierung
von Kindern und Jugendlichen bezüglich Mobbing und Cybermobbing anzugehen. Dies
waren auch die Gründe, weshalb die Kommission einstimmig die Annahme der Motion
beantragt hatte. 5

MOTION
DATUM: 27.09.2021
CATALINA SCHMID

Weil der Bund die verdeckte Ermittlung per Anfang 2021 an die Kantone abgebe, müsse
fortan eine nationale Strategie sicherstellen, dass die Verfolgung von Pädokriminellen
im Internet nicht an den Kantonsgrenzen und kantonalen Rechtsunterschieden
scheitere, forderte Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) mit einer im Herbst 2020
eingereichten Motion. Der Bundesrat lehnte es ab, eine nationale Strategie zur
Bekämpfung der Cyber-Pädokriminalität zu schaffen, da die Kantone für die
Strafverfolgung von Pädokriminalität zuständig seien. Das Fedpol habe auf der
Grundlage einer Vereinbarung mit den Kantonen zwischenzeitlich bestimmte Aufgaben
in diesem Bereich übernommen, weil in den Kantonen die rechtlichen Grundlagen für
die verdeckte Fahndung gefehlt hätten. Dies habe sich inzwischen aufgrund
gesetzlicher Anpassungen in den Kantonen geändert und die KKJPD habe die
entsprechende Vereinbarung auf Ende 2020 gekündigt, erläuterte der Bundesrat in
seiner Stellungnahme. Dennoch nahm der Nationalrat die Motion in der Sommersession
2022 mit 114 zu 69 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Es brauche eine
gesamtschweizerische Strategie, die über die polizeiliche Koordination hinausreiche
und das Zusammenspiel von Prävention, Meldemöglichkeiten, Opferhilfe und
Strafverfolgung in den Blick nehme, argumentierte die Motionärin im Ratsplenum. 6

MOTION
DATUM: 08.06.2022
KARIN FRICK

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels Postulat wollte Yvonne Feri (sp, AG) den Bundesrat dazu auffordern, einen
Bericht zur Kurzsichtigkeit bei Kindern in der Schweiz auszuarbeiten, wobei dieser
neben der Erhebung von Prävalenz (Anzahl Betroffener), Prävention und Behandlung
auch internationale Erkenntnisse beinhalten sollte. Zudem sah die Postulantin das
Entwickeln einer auf dem Bericht aufbauenden Strategie vor, mit welcher die
Kurzsichtigkeit von Kindern bekämpft werden soll. Als Begründung gab Feri die
weltweite Zunahme an Kurzsichtigkeit bei Kindern an. Eine präventive Massnahme
bestehe im Spielen im Freien, da dadurch der Medienkonsum reduziert werde und «der
Wechsel der Ausrichtung auf nahe und entfernte Objekte zur gesunden Entwicklung des
Auges bei[trage]». Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Ablehnung. Er verwies auf
die Nationale Strategie zur Prävention nichtübertragbarer Krankheiten 2017–2024 und
auf die Aktivitäten im Bereich des Kinder- und Jugendmedienschutzes durch das BSV,
mit denen dem Anliegen bereits Rechnung getragen werde. In der Frühjahrssession
2022 behandelte der Nationalrat das Postulat. Mit 108 zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
lehnte die grosse Kammer das Geschäft ab. Die Fraktionen der SP, Grünen und GLP
stimmten für das Anliegen, die restlichen Fraktionen sprachen sich abgesehen von
einer Ja-Stimme und einer Enthaltung aus den Reihen der SVP-Fraktion geschlossen
dagegen aus. 7

POSTULAT
DATUM: 28.02.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Eine von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichte und nach Ausscheiden der
Parlamentarierin aus dem Nationalrat von Parteikollegin Yvonne Feri (sp, AG)
übernommene parlamentarische Initiative verlangte, dass in Botschaften zu
Erlassentwürfen jeweils explizit Bezug zur Einhaltung der Sozialziele genommen
werden muss. Schenker hatte ihren Vorstoss damit begründet, dass die Sozialwerke in
den letzten Jahren stark unter Druck geraten seien und dass in den Debatten finanzielle
Aspekte oftmals im Zentrum stünden. Übergeordnete Aspekte programmatischer Natur,
wie sie sich in den Sozialzielen finden, erhielten dadurch zu wenig Beachtung. Die
vorberatende SGK-NR wollte dem Anliegen mit 16 zu 8 Stimmen keine Folge geben. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, aufgrund der bereits vorhandenen
Bestimmungen in Art. 141 Abs. 2 des Parlamentsgesetzes, konkret mit der Ziffer g, die
die Berücksichtigung der Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt und
künftige Generationen verlangt, komme den Sozialzielen in den Erlassentwürfen
ausreichend Beachtung zu. Eine linke Minderheit erachtete es dagegen als wichtig, die
sozialen Auswirkungen ebenfalls explizit aufzuführen. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.01.2021
MARLÈNE GERBER

Einer von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichten und später von Parteikollegin Yvonne
Feri (sp, AG) übernommenen parlamentarischen Initiative, welche in bundesrätlichen
Botschaften zu Erlassentwürfen explizite Stellungnahmen bezüglich der Einhaltung
der Sozialziele  forderte, gab der Nationalrat Anfang März 2021 mit 115 zu 70 Stimmen
keine Folge. Während die Fraktionen der SP und der Grünen Partei sowie drei
Mitglieder der Mitte-Fraktion die parlamentarische Initiative unterstützten, wurde sie
von einer bürgerlich-liberalen Mehrheit abgelehnt. Der Nationalrat urteilte somit gleich
wie vor ihm bereits eine Mehrheit der SGK-NR, womit die Initiative erledigt war. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2021
VIKTORIA KIPFER

Migrationspolitik

Mit dem im März 2018 eingereichten Postulat «Notwendige Kindesschutzmassnahmen
bei Ausländerinnen und Ausländern» verlangte Yvonne Feri (sp, AG) vom Bundesrat, zur
«kantonalen Praxis von Kindesschutzmassnahmen und dem Widerruf von Aufenthalts-
und Niederlassungsbewilligungen gemäss dem Bundesgesetz über die Ausländerinnen
und Ausländer (AuG)» einen Bericht und gegebenenfalls entsprechende
Verbesserungsvorschläge zu erarbeiten.
Gewisse Migrationsämter, so begründete Feri ihr Anliegen, drohen ausländischen
Sozialhilfebezügern «systematisch» mit dem Entzug ihrer Aufenthalts- oder
Niederlassungsbewilligungen, da das AuG vorsieht, dass das Niederlassungsrecht
widerrufen werden kann, sobald man auf Sozialhilfe angewiesen ist. Durch diese
Drohungen könne es vorkommen, dass bewusst auf «sozialhilfeauslösende
Kindesschutzmassnahmen» verzichtet werde, um den «aufenthaltsrechtlichen Status
der Familie nicht zu gefährden». Dies widerspreche aber der Verpflichtung der Schweiz
gegenüber der UN-Kinderrechtskonvention, das Wohl von Kindern in allen Massnahmen
vorrangig zu berücksichtigen. Vom Bundesrat wollte Feri deshalb wissen, wie von den
Kantonen diese «Widerrufspraxis» ausgestaltet sei und wie viele Kinder von diesen
«angedrohten oder vollzogenen Bewilligungsentzügen» betroffen seien.
Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme im Mai 2018 die Ablehnung des
Postulats und verwies auf den Bericht in Erfüllung eines ähnlichen Postulats (Po.
17.3260), worin er bereits die «Auswirkungen von Kindesschutzmassnahmen auf den
Widerruf von ausländerrechtlichen Bewilligungen untersucht» habe. Auch sei die
Koordination zwischen Beteiligten und Behörden in der Vergangenheit bereits
verbessert worden: Die Behörden wurden verpflichtet, zuständigen kantonalen
Migrationsämtern «unaufgefordert den Bezug von Sozialhilfe durch Ausländerinnen und
Ausländer zu melden», wonach auch die betroffenen Personen über «mögliche
ausländerrechtliche Folgen eines Sozialhilfebezugs informiert» werden; durch den
Sozialhilfebezug allein seien zudem nicht zwingend die Voraussetzungen für ein
Widerrufsverfahren erfüllt. Ferner sei mit der Änderung des Ausländergesetzes vom
Dezember 2016 präzisiert worden, welche Massnahmen von Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörden (Kesb) den Migrationsbehörden unaufgefordert gemeldet
werden müssen, sodass die Migrationsbehörden ihre Entscheide bestmöglich mit der
Kesb abstimmen können. Die Anzahl tatsächlich betroffener Kinder wurde aber bisher
nicht statistisch erfasst, räumte der Bundesrat ein.
Aufgrund des Fehlens ebendieser Statistik, argumentierte Feri schliesslich im März

POSTULAT
DATUM: 05.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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2020 im Parlament, könne man nicht sicher sein, dass von den zuständigen Stellen
immer zu Gunsten des Kindeswohls gehandelt werde. Die zuständige Justizministerin
Karin Keller-Sutter entgegnete, dass seit 2019 kantonale Migrationsbehörden vom SEM
angewiesen würden, «Kosten für Kinderschutzmassnahmen gesondert zu betrachten».
Sie erachtete deshalb das Anliegen Feris bereits weitgehend als berücksichtigt und
empfahl das Postulat zur Ablehnung.
Ganzheitlich unterstützt wurde das Postulat von Links-Grün, doch die Fraktionen der
FDP und SVP sowie eine fast geschlossene Mitte hielten erfolgreich dagegen: Mit 84 zu
106 Stimmen bei 0 Enthaltungen wurde das Anliegen vom Nationalrat abgelehnt. 10

Kinder- und Jugendpolitik

Avec pour objectif de dépister les violences intrafamiliales, la conseillère nationale
Yvonne Feri (ps, AG) a déposé un postulat demandant au Conseil fédéral d’établir un
rapport sur le sujet. Dans un deuxième temps, la motionnaire souhaite que le
gouvernement propose des solutions sur la mise en œuvre. Le Conseil national a
accepté le postulat. 11

ANDERES
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER

La socialiste Yvonne Feri avait déposé, en mars 2019, un postulat demandant au Conseil
fédéral d'examiner les modalités d'une récolte de données exhaustives sur les
violences faites aux enfants, afin de mieux les protéger. Ces données devraient être
demandées aux cantons ainsi qu'aux organisations de protection de l'enfance. Le
postulat a été accepté à 6 voix près, l'UDC, le PLR et une partie de membres du groupe
du centre s'opposant au projet. Au final, 95 voix contre 89 et une abstention auront
permis à un éventuel rapport de voir le jour. 12

POSTULAT
DATUM: 14.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Der Bundesrat sprach sich gegen die Etablierung eines Nationalen Programms zur
besseren Früherkennung von Kindswohlgefährdungen aus, wie es eine Motion Feri (sp,
AG) forderte. Dabei stellte er sich auf den Standpunkt, dass für die Umsetzung von
Massnahmen in diesem Bereich primär die Kantone und Gemeinden in der Pflicht
seien. Bereits in seinem Bericht zur medizinischen Versorgung bei häuslicher Gewalt
habe er die Kantone aufgefordert, dazu ein flächendeckendes Gesamtkonzept zu
erarbeiten. Der Nationalrat, der die Motion in der Sondersession vom Mai 2022 beriet,
lehnte diese mit 107 zu 79 Stimmen bei einer Enthaltung ab. Neben den Fraktionen der
SP und der Grünen, die das Anliegen geschlossen befürworteten, stimmte auch die
GLP-Fraktion mit einer Ausnahme dafür, ebenso wie drei Mitglieder der Mitte-
Fraktion. 13

MOTION
DATUM: 11.05.2022
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2021, S. 661; Po. 20.4448
2) AB NR, 2022, S. 473
3) AB NR, 2020, S. 2024 f.
4) AB NR, 2021, S. 1741; Po. 19.4016
5) AB SR, 2021, S. 987 ; Bericht der WBK-SR vom 17.8.21
6) AB NR, 2022, S. 1004 f.; Mo. 20.4084
7) AB NR, 2022, S. 28 f.
8) Bericht SGK-NR vom 22.1.21
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13) AB NR, 2022, S. 754 f.
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